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Novelle FHStG 2010 

Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 1. Dieses Bundesgesetz regelt die staatliche Akkreditierung von 
Fachhochschul-Studiengängen und die Verleihung der Bezeichnung 
„Fachhochschule“. 

§ 1. Dieses Bundesgesetz regelt die Durchführung von Fachhochschul-
Studiengängen und Lehrgängen zur Weiterbildung sowie die Verleihung der 
Bezeichnung „Fachhochschule“. 
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Erhalter 
§ 2. (1) Erhalter von Fachhochschul-Studiengängen können der Bund und 

andere juristische Personen des öffentlichen Rechts sein. Juristische Personen des 
privaten Rechts können Erhalter von Fachhochschul-Studiengängen sein, soweit 
deren Unternehmensgegenstand überwiegend die Errichtung, Erhaltung und der 
Betrieb von Fachhochschul-Studiengängen ist. 

(2) Die Erhalter sind berechtigt, von Studierenden einen Studienbeitrag in 
Höhe von 363,36 Euro je Semester einzuheben. 
 
 
 
 
 
 
 
 

(3) Die Erhalter haben zur Leistungs- und Qualitätssicherung ein eigenes 
Qualitätsmanagementsystem aufzubauen. 

Erhalter 
§ 2. (1) … 

 
 
 
 

(2) Die Erhalter sind berechtigt, von ordentlichen Studierenden einen 
Studienbeitrag in Höhe von höchstens 363,36 Euro je Semester einzuheben. Von 
Studierenden aus Drittstaaten, die nicht unter die Personengruppe gemäß § 1 der 
Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und Verkehr über die 
Festlegung von Personengruppen bei der Zulassung zu ordentlichen Studien 
(Personengruppenverordnung), BGBl. II Nr. 211/1997 i.d.g.F., fallen, dürfen 
höchstens kostendeckende Beiträge eingehoben werden. An Fachhochschul-
Studiengängen, die ausschließlich im Ausland angeboten und durchgeführt 
werden, dürfen höchstens kostendeckende Beiträge eingehoben werden. 

(3) … 
 

(4) Die Erhalter haben die Gleichstellung von Frauen und Männern sowie die 
Frauenförderung zu beachten. Bei der Zusammensetzung der Gremien ist ein 
ausgewogenes Verhältnis von Frauen und Männern anzustreben. Erhalter in der 
Form juristischer Personen des privaten Rechts haben das Bundesgesetz über die 
Gleichbehandlung (Gleichbehandlungsgesetz - GlBG), BGBl. I Nr. 66/2004, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 98/2008, in der jeweils 
geltenden Fassung, zu beachten. 
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Ziele und leitende Grundsätze von Fachhochschul-Studiengängen 
§ 3. (1) Fachhochschul-Studiengänge sind Studiengänge auf 

Hochschulniveau, die einer wissenschaftlich fundierten Berufsausbildung dienen. 
Die wesentlichen Ziele sind: 
 1. die Gewährleistung einer praxisbezogenen Ausbildung auf 

Hochschulniveau; 
 2. die Vermittlung der Fähigkeit, die Aufgaben des jeweiligen Berufsfeldes 

dem Stand der Wissenschaft und den Anforderungen der Praxis 
entsprechend zu lösen; 

 3. die Förderung der Durchlässigkeit des Bildungssystems und der 
beruflichen Flexibilität der Absolventen. 

(2) Grundsätze für die Gestaltung von Fachhochschul-Studiengängen sind: 
 1. Fachhochschul-Studiengänge haben die Vielfalt wissenschaftlicher 

Lehrmeinungen und wissenschaftlicher Methoden zu beachten; das 
Prinzip der Freiheit der Lehre bezieht sich auf die Durchführung von 
Lehrveranstaltungen im Rahmen der zu erfüllenden Lehraufgaben und 
deren inhaltliche und methodische Gestaltung unter Berücksichtigung der 
Absätze 1 und 2. 

 2. Die Studienzeit hat in Fachhochschul-Bachelorstudiengängen sechs 
Semester, in Fachhochschul-Masterstudiengängen zwei bis vier Semester 
und in Fachhochschul-Diplomstudiengängen acht bis zehn Semester zu 
betragen. Wird der Zugang zu einem Fachhochschul-Studiengang gemäß 
§ 4 Abs. 2 dritter Satz beschränkt, so ist die Studiendauer um bis zu zwei 
Semester zu reduzieren und sind diese Fachhochschul-Studiengänge unter 
Verwendung von Fernstudienelementen einzurichten. 

 2a. Fachhochschul-Bachelorstudiengänge dürfen nur in Verbindung mit 
Fachhochschul-Masterstudiengängen oder Fachhochschul-Diplom-
studiengängen desselben Erhalters eingerichtet werden. 

 3. Im Rahmen von Fachhochschul-Bachelorstudiengängen und 
Fachhochschul-Diplomstudiengängen ist den Studierenden ein 
Berufspraktikum vorzuschreiben, das einen ausbildungsrelevanten Teil 
des Studiums darstellt. Die Studienzeit wird um die Dauer des 
Berufspraktikums nicht verlängert. 

 4. Ein Fachhochschulstudium ist so zu gestalten, dass es in der festgelegten 
Studienzeit abgeschlossen werden kann. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass die Jahresarbeitsleistung einer oder eines Studierenden 1.500 
Stunden nicht überschreiten darf. Der Einsatz von Fernstudienelementen 
ist zulässig. 

 5. Die Art und der Umfang der einzelnen Lehrveranstaltungen und 
Prüfungen sind im Studienplan und in der Prüfungsordnung festzulegen. 

 6. Die einen Fachhochschul-Masterstudiengang oder einen Fachhochschul-
Diplomstudiengang abschließende Diplomprüfung ist eine 

Ziele und leitende Grundsätze von Fachhochschul-Studiengängen 
§ 3. (1) … 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(2) … 
 
 
 
 
 
 
 
 2. Die Studienzeit hat in Fachhochschul-Bachelorstudiengängen sechs 

Semester, in Fachhochschul-Masterstudiengängen zwei bis vier Semester 
und in Fachhochschul-Diplomstudiengängen acht bis zehn Semester zu 
betragen. Wird der Zugang zu einem Fachhochschul-Studiengang gemäß 
§ 4 Abs. 2 dritter Satz beschränkt, so ist die Studiendauer um bis zu zwei 
Semester zu reduzieren. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 4. Ein Fachhochschulstudium ist so zu gestalten, dass es in der festgelegten 

Studienzeit abgeschlossen werden kann. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass die Jahresarbeitsleistung einer oder eines Studierenden 1.500 
Stunden nicht überschreiten darf. 

 
 
 6. Die einen Fachhochschul-Masterstudiengang oder einen Fachhochschul-

Diplomstudiengang abschließende Prüfung ist eine Gesamtprüfung, die 
sich aus der Abfassung einer Master- oder Diplomarbeit und einer 
kommissionellen Prüfung zusammensetzt. In Fachhochschul-
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Studierende 
§ 4. (1) Fachhochschul-Studiengänge sind bei Erfüllung der fachlichen 

Voraussetzungen, ohne Unterschied der Geburt, des Geschlechts, der Rasse, des 
Standes, der Klasse und des Bekenntnisses allgemein zugänglich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Fachliche Zugangsvoraussetzung zu einem Fachhochschul-
Bachelorstudiengang oder einem Fachhochschul-Diplomstudiengang ist die 
allgemeine Universitätsreife oder eine einschlägige berufliche Qualifikation; 
fachliche Zugangsvoraussetzung zu einem Fachhochschul-Masterstudiengang ist 
ein abgeschlossener facheinschlägiger Fachhochschul-Bachelorstudiengang oder 
der Abschluss eines gleichwertigen Studiums an einer anerkannten inländischen 
oder ausländischen postsekundären Bildungseinrichtung. Dies ist eine 
Bildungseinrichtung, die Studien im Ausmaß von mindestens sechs Semestern 
durchführt, bei denen die Zulassung die allgemeine Universitätsreife im Sinne 
dieses Bundesgesetzes voraussetzt, und die auf Grund der Rechtsvorschriften des 
Staates, in dem sie ihren Sitz hat, als postsekundäre Bildungseinrichtung anerkannt 
ist. Baut das wissenschaftliche und didaktische Konzept eines Fachhochschul-
Studienganges auf Berufserfahrung auf, darf der Zugang zu diesem 
Fachhochschul-Studiengang auf eine entsprechende Zielgruppe beschränkt 
werden. 
 
 
 
 
 

(3) Die allgemeine Universitätsreife ist durch eine der folgenden Urkunden 
nachzuweisen: 
 1. österreichisches Reifezeugnis, 
 2. anderes österreichisches Zeugnis über die Zuerkennung der 

Studienberechtigung für den betreffenden Fachhochschul-Studiengang 
 
 3. ausländisches Zeugnis, das einem dieser österreichischen Zeugnisse auf 

Grund einer völkerrechtlichen Vereinbarung oder auf Grund einer 
Nostrifizierung oder auf Grund der Entscheidung der Leiterin oder des 
Leiters des inländischen Fachhochschul-Studienganges im Einzelfall 
gleichwertig ist, 

Studierende 
§ 4. (1) … 

 
 

(1a) Ordentliche Studierende sind die Studierenden, die zu den ordentlichen 
Studien zugelassen sind. Außerordentliche Studierende sind die Studierenden, die 
zu den außerordentlichen Studien zugelassen sind. 

(1b) Ordentliche Studien sind Fachhochschul-Bachelorstudiengänge, 
Fachhochschul-Masterstudiengänge und Fachhochschul-Diplomstudiengänge. 
Außerordentliche Studien sind Lehrgänge zur Weiterbildung sowie der Besuch 
einzelner Lehrveranstaltungen. 

(2) Fachliche Zugangsvoraussetzung zu einem Fachhochschul-
Bachelorstudiengang oder einem Fachhochschul-Diplomstudiengang ist die 
allgemeine Universitätsreife oder eine einschlägige berufliche Qualifikation; 
fachliche Zugangsvoraussetzung zu einem Fachhochschul-Masterstudiengang ist 
ein abgeschlossener facheinschlägiger Fachhochschul-Bachelorstudiengang oder 
der Abschluss eines gleichwertigen Studiums an einer anerkannten inländischen 
oder ausländischen tertiären hochschulischen Bildungseinrichtung. Dies ist eine 
Bildungseinrichtung, die Studien im Ausmaß von mindestens sechs Semestern 
durchführt, bei denen die Zulassung die allgemeine Universitätsreife im Sinne 
dieses Bundesgesetzes voraussetzt, und die auf Grund der Rechtsvorschriften des 
Staates, in dem sie ihren Sitz hat, als tertiäre hochschulische Bildungseinrichtung 
anerkannt ist. Wenn die Gleichwertigkeit grundsätzlich gegeben ist und nur 
einzelne Ergänzungen auf die volle Gleichwertigkeit fehlen, ist die 
Studiengangsleitung berechtigt, die Feststellung der Gleichwertigkeit mit der 
Auflage von Prüfungen zu verbinden, die während des jeweiligen Masterstudiums 
abzulegen sind. Baut das wissenschaftliche und didaktische Konzept eines 
Fachhochschul-Studienganges auf Berufserfahrung auf, darf der Zugang zu 
diesem Fachhochschul-Studiengang auf eine entsprechende Zielgruppe beschränkt 
werden. 

(3) … 
 
 2. für den jeweiligen Fachhochschul-Studiengang in Frage kommendes 

Studienberechtigungszeugnis gemäß § 64a Universitätsgesetz 2002, 
BGBl. I Nr. 120/2002, 

 3. ausländisches Zeugnis, das einem dieser österreichischen Zeugnisse auf 
Grund einer völkerrechtlichen Vereinbarung oder auf Grund einer 
Nostrifizierung oder auf Grund der Entscheidung der Studiengangsleitung 
des inländischen Fachhochschul-Studienganges im Einzelfall gleichwertig 
ist, 

 4. Urkunde über den Abschluss eines mindestens dreijährigen Studiums an 
einer anerkannten inländischen oder ausländischen tertiären 
hochschulischen Bildungseinrichtung. 
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Studierendenvertretung an den Einrichtungen zur Durchführung von 
Fachhochschul-Studiengängen 

§ 4a. (1) Erhalter von Fachhochschul-Studiengängen sind 
Bildungseinrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1 HSG 1998, die §§ 4, 4a Abs. 1 und 
11 Abs. 1 HSG 1998 sind sinngemäß auf diese Erhalter anzuwenden. § 20b Abs. 2 
und Abs. 3 HSG 1998 sind sinngemäß anzuwenden. Es ist eine 
Vorsitzendenkonferenz der Fachhochschul-Studienvertretungen einzurichten, 
dabei ist § 7a HSG 1998 sinngemäß anzuwenden. 

(2) Bei den Erhaltern sind folgende Vertretungseinrichtungen einzurichten: 
 1. die Fachhochschul-Studienvertretung, 
 2. die Studiengangsvertretungen und 
 3. die Jahrgangsvertretungen. 

(3) Die Fachhochschul-Studienvertretung hat eine Satzung zu erlassen. In 
dieser können weitere Vertretungseinrichtungen (zB Referate, Standortvertretung, 
Gruppenvertretung) eingerichtet werden. Mitglieder der Fachhochschul-
Studienvertretung sind alle Vorsitzenden der Studiengangsvertretungen. Bei 
weniger als fünf Studiengängen sind zusätzlich alle Vorsitzenden der 
Jahrgangsvertretungen Mitglieder der Fachhochschul-Studienvertretung. Die §§ 7 
Abs. 1 Z 4, 13 Abs. 2 und 3, 14 Z 1, Z 5 und Z 8, 26 und 30 Abs. 3 HSG 1998 
gelten für die Fachhochschul-Studienvertretung. 
§ 17 Abs. 1 HSG 1998 ist auf Studiengangsvertretungen sinngemäß anzuwenden. 
§§ 21 und 22 HSG 1998 sind sinngemäß anzuwenden. Die 
lehrveranstaltungsbezogene Anwesenheitsvorgabe gilt für 
Studierendenvertreterinnen und Studierendenvertreter nicht. 

(4) Es gelten die Wahlgrundsätze gemäß § 34 Abs. 1 HSG 1998. Bei 
Jahrgangs- oder Studiengangsvertretungen sind alle Studierenden des 
Wirkungsbereichs aktiv und passiv wahlberechtigt. §§ 20a Abs. 4 und 7 und 45a 
HSG 1998 gelten sinngemäß. Für die Durchführung der Wahlen ist der Erhalter 
beziehungsweise eine von ihm bestimmte Person zuständig. Die Wahlen der 
Jahrgangs- und Studiengangsvertretungen finden jährlich in den letzten beiden 
Monaten des Studienjahres statt. Studierende des ersten Studienjahres wählen 
innerhalb des ersten Monats ihre Jahrgangsvertretung. Die Anzahl der Jahrgangs- 
und Studiengangsvertreterinnen und Studiengangsvertreter sind in der Satzung 
festzulegen. Die Jahrgangs- und Studiengangsvertretung wählt aus ihrer Mitte die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden. Die Fachhochschul-Studienvertretung wählt 
innerhalb eines Monats nach der Wahl der Studiengangsvertretungen eine 
Vorsitzende oder einen Vorsitzenden mit vier Stellvertreterinnen oder 
Stellvertretern. Passiv wahlberechtigt sind alle Studierenden des jeweiligen 
Erhalters. 

(5) Die Fachhochschul-Studienvertretungen von Erhaltern mit weniger als 
1000 Studierenden gehören der Wahlgemeinschaft gemäß § 35a Abs. 4 HSG 1998 
an. Die Fachhochschul-Studienvertretungen von Erhaltern mit mindestens 1000 

Studierendenvertretung an den Einrichtungen zur Durchführung von 
Fachhochschul-Studiengängen 

§ 4a. (1) … 
 
 
 
 
 

(2) …# 
 1. … 
 2. die Studiengangsvertretungen. 
 

(3) Die Fachhochschul-Studienvertretung hat eine Satzung zu erlassen. In 
dieser können weitere Vertretungseinrichtungen (zB Referate, Standortvertretung, 
Gruppenvertretung) eingerichtet werden. Mitglieder der Fachhochschul-
Studienvertretung sind alle Vorsitzenden der Studiengangsvertretungen. Die §§ 7 
Abs. 1 Z 4, 13 Abs. 2 und 3, 14 Z 1, Z 5 und Z 8, 26 und 30 Abs. 3 HSG 1998 
gelten für die Fachhochschul-Studienvertretung. § 17 Abs. 1 HSG 1998 ist auf 
Studiengangsvertretungen sinngemäß anzuwenden. §§ 21 und 22 HSG 1998 sind 
sinngemäß anzuwenden. Die lehrveranstaltungsbezogene Anwesenheitsvorgabe 
gilt für Studierendenvertreterinnen und Studierendenvertreter nicht. 
 
 
 
 

(4) … 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(5) … 
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Akademische Grade 
§ 5. (1) Nach Abschluß der für den Fachhochschul-Studiengang 

vorgeschriebenen Studien und Prüfungen wird ein akademischer Grad verliehen. 
Die Verleihung erfolgt durch das Fachhochschulkollegium oder durch den 
Fachhochschulrat, falls der Studiengang an einer Einrichtung durchgeführt wird, 
die keine Fachhochschule ist. 

(2) Die akademischen Grade haben für Fachhochschul-Bachelorstudiengänge 
„Bachelor …“, für Fachhochschul-Masterstudiengänge „Master ...“ oder „Diplom-
Ingenieurin/Diplom-Ingenieur ...“, jeweils mit einem die Fächergruppen 
kennzeichnenden Zusatz zu lauten. Für Fachhochschul-Diplomstudiengänge haben 
die akademischen Grade „Magistra/Magister …“ oder „Diplom-
Ingenieurin/Diplom-Ingenieur ...“, jeweils mit einem die Fächergruppen 
kennzeichnenden Zusatz und der Beisetzung „(FH)“ zu lauten. Hat ein 
akademischer Grad die Beisetzung „(FH)“, ist die Führung dieses akademischen 
Grades ohne den Zusatz „(FH)“ unzulässig. Die zulässigen akademischen Grade, 
die Zusatzbezeichnungen sowie die Abkürzung der akademischen Grade werden 
vom Fachhochschulrat festgesetzt; dieser Beschluss bedarf der Genehmigung der 
zuständigen Bundesministerin oder des zuständigen Bundesministers. Für den 
einzelnen Fachhochschul-Studiengang ist der jeweilige akademische Grad samt 
Zusatzbezeichnung vom Fachhochschulrat im Akkreditierungsbescheid 
festzusetzen. 
 

(2a) Zur Unterstützung der internationalen Mobilität der Studierenden ist der 
Verleihungsurkunde eine englischsprachige Übersetzung anzuschließen, wobei die 
Benennung des Erhalters und des ausstellenden Organs sowie der akademische 
Grad selbst samt Zusatzbezeichnung nicht zu übersetzen sind. 

(3) Der erfolgreiche Abschluss eines Fachhochschul-Masterstudienganges 
oder eines Fachhochschul-Diplomstudienganges berechtigt zu einem 
facheinschlägigen Doktoratsstudium an einer Universität, das im Falle einer im 
Vergleich mit den facheinschlägigen Master- oder Diplomstudien an den 
Universitäten kürzeren Studiendauer des Fachhochschul-Masterstudienganges 
oder des Fachhochschul-Diplomstudienganges um die Differenz verlängert wird. 
 

(3a) Die jeweils in Betracht kommenden Doktoratsstudien und die 
erforderlichen ergänzenden Lehrveranstaltungen und Prüfungen werden vom 
Fachhochschulrat im Einvernehmen mit dem zuständigen Organ der jeweiligen 
Universität durch Verordnung festgelegt. Wird eine solche Verordnung nicht 
innerhalb von drei Monaten nach der Akkreditierung des betreffenden 
Studienganges erlassen, hat die zuständige Bundesministerin oder der zuständige 
Bundesminister eine entsprechende Verordnung zu erlassen. Die ergänzenden 
Lehrveranstaltungen und Prüfungen haben sich an den fachspezifischen 
Anforderungen der Dissertation zu orientieren. 
 

Akademische Grade 
§ 5. (1) Nach Abschluss der für den Fachhochschul-Studiengang 

vorgeschriebenen Studien und Prüfungen wird durch das Kollegium ein 
akademischer Grad verliehen. 
 
 

(2) Die akademischen Grade haben für Fachhochschul-Bachelorstudiengänge 
„Bachelor …“, für Fachhochschul-Masterstudiengänge „Master ...“ oder „Diplom-
Ingenieurin/Diplom-Ingenieur ...“, jeweils mit einem die Fächergruppen 
kennzeichnenden Zusatz zu lauten. Für Fachhochschul-Diplomstudiengänge haben 
die akademischen Grade „Magistra/Magister …“ oder „Diplom-
Ingenieurin/Diplom-Ingenieur ...“, jeweils mit einem die Fächergruppen 
kennzeichnenden Zusatz und der Beisetzung „(FH)“ zu lauten. Hat ein 
akademischer Grad die Beisetzung „(FH)“, ist die Führung dieses akademischen 
Grades ohne den Zusatz „(FH)“ unzulässig. Die zulässigen akademischen Grade, 
die Zusatzbezeichnungen sowie die Abkürzung der akademischen Grade werden 
von der Agentur für Qualitätssicherung und Akkreditierung – Austria festgesetzt; 
dieser Beschluss bedarf der Genehmigung der zuständigen Bundesministerin oder 
des zuständigen Bundesministers. Für den einzelnen Fachhochschul-Studiengang 
ist der jeweilige akademische Grad samt Zusatzbezeichnung von der Agentur für 
Qualitätssicherung und Akkreditierung – Austria im Akkreditierungsbescheid 
festzusetzen. 

(2a) … 
 
 
 

(3) Der erfolgreiche Abschluss eines Fachhochschul-Masterstudienganges 
oder eines Fachhochschul-Diplomstudienganges berechtigt zu einem 
facheinschlägigen Doktoratsstudium an einer Universität, das im Falle einer im 
Vergleich mit den facheinschlägigen Master- oder Diplomstudien an den 
Universitäten kürzeren Regelstudiendauer des Fachhochschul-
Masterstudienganges oder des Fachhochschul-Diplomstudienganges um den 
Differenzzeitraum verlängert wird. 
 

(3a) Die jeweils in Betracht kommenden Doktoratsstudien werden von der 
Agentur für Qualitätssicherung und Akkreditierung – Austria im Einvernehmen 
mit dem zuständigen Organ der jeweiligen Universität durch Verordnung 
festgelegt. Wird eine solche Verordnung nicht innerhalb von drei Monaten nach 
der Akkreditierung des betreffenden Studienganges erlassen, hat die zuständige 
Bundesministerin oder der zuständige Bundesminister eine entsprechende 
Verordnung zu erlassen. Der im Falle einer Verlängerung gemäß Abs. 3 
festzulegende Gesamtumfang der Grundlagenfächer, der fachspezifischen 
Ergänzungsfächer und der Vertiefungsfächer hat sich an den fachspezifischen 
Anforderungen der Dissertation zu orientieren. 
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2. ABSCHNITT 
Aufgaben des Fachhochschulrates 

§ 6. (1) Der Fachhochschulrat ist die für die Akkreditierung von 
Fachhochschul-Studiengängen zuständige Behörde. 

(2) Dem Fachhochschulrat obliegt 
 1. die Entscheidung über die Akkreditierung von Studiengängen als 

Fachhochschul-Studiengänge mit Ausnahme des Standortes, die 
Entscheidung über den Widerruf der Akkreditierung sowie die 
Entscheidung 
über die Verleihung und den Widerruf der Bezeichnung 
„Fachhochschule“; 

 2. die Verleihung der für Fachhochschul-Studiengänge vorgesehenen 
akademischen Grade und die Nostrifizierung ausländischer Grade; 

 3. die Sicherung eines dem § 3 entsprechenden Standards der Ausbildung 
durch Beobachtung der Studiengänge, insbesondere der 
Abschlussprüfungen; 

 4. die Förderung der Qualität der Lehre und des Lernens sowie von 
Innovationen in Fachhochschul-Studiengängen durch Forschung, 
Weiterbildung und sonstige Maßnahmen; 

 5. die kontinuierliche Beobachtung des gesamten Fachhochschulsektors 
hinsichtlich seiner Kohärenz mit dem übrigen Bildungssystem und 
hinsichtlich seiner Akzeptanz durch das Beschäftigungssystem und die 
Bildungsnachfrage; 

 6. die Beratung der zuständigen Bundesministerin oder des zuständigen 
Bundesministers in Fragen des Fachhochschulwesens und des Einsatzes 
von Bundesmitteln sowie die Erstattung von Empfehlungen hinsichtlich 
der Standorte, an denen die Studiengänge durchgeführt werden; 

 7. die jährliche Erstattung eines Berichtes über die Tätigkeit des 
Fachhochschulrates im abgelaufenen Kalenderjahr, über den Stand der 
Entwicklung im Fachhochschul-Bereich sowie dessen kurz- und 
längerfristigen Bedarf; der Bericht ist der zuständigen Bundesministerin 
oder dem zuständigen Bundesminister bis 1. März eines jeden Jahres 
zwecks Vorlage an den Nationalrat vorzulegen. 

(3) Zur Erfüllung seiner Aufgaben ist der Fachhochschulrat ermächtigt, den 
Erhaltern von Fachhochschul-Studiengängen und von Fachhochschulen Vorgaben 
zur Bereitstellung von Informationen über den Studienbetrieb zu machen. Der 
Fachhochschulrat hat die ihm zur Verfügung stehenden statistischen 
Informationen der zuständigen Bundesministerin oder dem zuständigen 
Bundesminister zu übermitteln. 

(4) Zur fachlichen Beurteilung der einzelnen Anträge sind vom 
Fachhochschulrat bei Bedarf Sachverständige heranzuziehen. 

(5) Entscheidungen des Fachhochschulrates über Anträge auf Akkreditierung 

2. Abschnitt (§ 6 bis § 11) entfällt. 
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3. ABSCHNITT 
Antrag auf Akkreditierung eines Studienganges 

 
 

§ 12. (1) Ein Antrag auf Akkreditierung eines Studienganges als 
Fachhochschul-Studiengang ist an den Fachhochschulrat zu richten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Eine Akkreditierung als Fachhochschul-Studiengang setzt voraus, dass 
 1. den Zielen und den leitenden Grundsätzen für die Gestaltung von 

Fachhochschul-Studiengängen (§ 3) entsprochen wird; 
 2. der Studienplan und die Prüfungsordnung fachlichen und beruflichen 

Erfordernissen entsprechen; im Sinne des Europäischen Systems zur 
Anrechnung von Studienleistungen (European Credit Transfer System – 
ECTS, 253/2000/EG, Amtsblatt Nr. L 28 vom 3.2.2000) sind den 
einzelnen Studienleistungen ECTS-Anrechnungspunkte zuzuteilen. Mit 
diesen Anrechnungspunkten ist der Anteil des mit den einzelnen 
Studienleistungen verbundenen Arbeitspensums („work load“) der 
Studierenden bezogen auf den gesamten Studiengang zu bestimmen, 
wobei dem Arbeitspensum eines Studienjahres 60 Anrechnungspunkte 
und dem Arbeitspensum eines Semesters 30 Anrechnungspunkte zugeteilt 
werden; 

 3. der Unterricht durch ein wissenschaftlich, berufspraktisch und 
pädagogisch-didaktisch qualifiziertes Lehr- und Forschungspersonal 
abgehalten wird; 

 4. die zur Erreichung der Ziele und zur Sicherung der Grundsätze 
erforderlichen anwendungsbezogenen Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten durch Mitglieder des Lehr- und 
Forschungspersonals durchgeführt 
werden;

   
 5. der mit der Entwicklung des beantragten Studienganges betraute 

2. ABSCHNITT 
Antrag auf Akkreditierung eines Studienganges 

Akkreditierungsvoraussetzungen 
§ 12. (1) Ein Antrag auf Akkreditierung als Fachhochschul-Einrichtung und 

eines Studienganges als Fachhochschul-Studiengang ist an die Agentur für 
Qualitätssicherung und Akkreditierung – Austria zu richten. 

(1a) Zur Erlangung der Akkreditierung als Fachhochschuleinrichtung sowie 
für die Dauer der Akkreditierung muss der Erhalter folgende Voraussetzungen 
erfüllen: 
 1. Er muss einen Entwicklungsplan vorlegen, der jedenfalls das 

Entwicklungskonzept für den Aufbau der betreffenden 
Bildungseinrichtung zu einer Fachhochschuleinrichtung unter 
Berücksichtigung der Zielsetzungen der Institution, der Schwerpunkte 
und Maßnahmen in Lehre und Forschung sowie die strukturelle und 
inhaltliche Entwicklungsplanung, die Gleichstellung von Frauen und 
Männern und Frauenförderung und den Aufbau eines Leistungs- und 
Qualitätsmanagementsystems umfasst. 

 2. Er muss einen Satzungsentwurf gemäß § 15 Abs. 3 Z 11 vorlegen. 
(2) … 
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Akkreditierung und Verlängerung der Akkreditierung 
§ 13. (1) Bei Vorliegen der Voraussetzungen hat der Fachhochschulrat den 

beantragten Fachhochschul-Studiengang befristet, für einen fünf Jahre nicht 
überschreitenden Zeitraum, mit Bescheid anzuerkennen. 

(2) Jede Verlängerung der Akkreditierung setzt einen neuerlichen Antrag 
gemäß § 12 Abs. 4 und die Vorlage eines Evaluationsberichtes voraus. § 12 Abs. 3 
vierter Satz ist nicht anzuwenden, jedoch müssen weiterhin mindestens zwei der 
im Studiengang Lehrenden den Bedingungen des § 12 Abs. 3 vorletzter Satz 
entsprechen. Eine Verlängerung ist spätestens sechs Monate vor Ablauf des 
Genehmigungszeitraumes zu beantragen. 

(2a) Der Fachhochschulrat hat nach Durchführung eines öffentlichen 
Begutachtungsverfahrens eine Verordnung zu erlassen, in der hinsichtlich der 
Evaluierung gemäß Abs. 2 folgende Festlegungen zu treffen sind: 
 1. Zielsetzung und methodische Grundsätze der Evaluierung, 
 2. Bereiche der Evaluierung und Evaluierungsverfahren, 
 3. Veröffentlichung und Art der Umsetzung der Evaluierungsergebnisse 

(3) Fachhochschul-Studiengänge und Fachhochschulen haben das Recht zur 
Führung des Bundeswappens. 

(4) Der Erhalter ist berechtigt, den bei ihm tätigen Personen die sinngemäße 
Verwendung von Bezeichnungen des Universitätswesens zu gestatten, die im 
Universitätsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 120/2002, festgelegt sind. Die Verwendung 
dieser Bezeichnungen ist jeweils nur mit dem Zusatz „FH“, „(FH)“ oder 
„Fachhochschul-...“ zulässig. 

Erlöschen und Widerruf der Akkreditierung 
§ 14. (1) Die Akkreditierung eines Fachhochschul-Studienganges erlischt 

 1. mit Ablauf des Zeitraumes, für den die Akkreditierung ausgesprochen 
wurde; 

 2. im Falle der Auflösung der juristischen Person, die als Erhalter fungierte, 
mit dem Zeitpunkt ihrer Auflösung. Im Falle einer Rechtsnachfolge 
erlischt die Akkreditierung mit Ablauf zweier Monate nach Auflösung des 
früheren Erhalters, sofern nicht innerhalb dieses Zeitraumes ein Antrag 
auf Akkreditierung gemäß § 12 Abs. 3 gestellt wird. Im Falle der 
Versagung der Akkreditierung an den Rechtsnachfolger erlischt die 
Akkreditierung mit Rechtskraft des Versagungsbescheides. 

(2) Die Akkreditierung eines Fachhochschul-Studienganges ist zu widerrufen 
 1. bei Wegfall der Erfüllung einer der gesetzlichen Voraussetzungen gemäß 

§ 12; 
 2. bei Verweigerung der Mitwirkung an den statistischen Erhebungen gemäß 

§ 4 Abs. 8 und § 6 Abs. 3. 
(3) Im Falle des Erlöschens oder des Widerrufes eines Fachhochschul-

§ 13 und § 14 entfallen 
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Lehrgänge zur Weiterbildung 
§ 14a. (1) Die Erhalter sind berechtigt, in den Fachrichtungen der bei ihnen 

akkreditierten Fachhochschul-Studiengänge auch Lehrgänge zur Weiterbildung 
anzubieten. 
 

(2) Im Studienplan eines Lehrganges zur Weiterbildung dürfen im jeweiligen 
Fach international gebräuchliche Mastergrade festgelegt werden, die den 
Absolventinnen und Absolventen jener Lehrgänge zur Weiterbildung zu verleihen 
sind, deren Zugangsbedingungen, Umfang und Anforderungen mit 
Zugangsbedingungen, Umfang und Anforderungen entsprechender ausländischer 
Masterstudien vergleichbar sind. Die Qualität der Lehre ist durch ein 
wissenschaftlich und didaktisch entsprechend qualifiziertes Lehrpersonal sicher zu 
stellen. 

(3) Wenn Abs. 2 nicht zur Anwendung kommt, darf die Bezeichnung 
„Akademische ...“ bzw. „Akademischer ...“ mit einem die Inhalte des jeweiligen 
Lehrganges zur Weiterbildung charakterisierenden Zusatz festgelegt werden, die 
den Absolventinnen und Absolventen jener Lehrgänge zur Weiterbildung zu 
verleihen ist, die mindestens 60 ECTS-Anrechnungspunkte umfassen. 

(4) Die Erhalter haben die Studienpläne gemäß Abs. 2 und 3 vor der 
Einrichtung des Lehrganges zur Weiterbildung dem Fachhochschulrat zu 
übermitteln. Der Fachhochschulrat hat die Einrichtung innerhalb von drei Monaten 
ab Einlangen in der Geschäftsstelle des Fachhochschulrates bescheidmäßig zu 
untersagen, wenn die Voraussetzungen gemäß Abs. 2 bzw. Abs. 3 nicht vorliegen. 

(5) Für den Besuch von Lehrgängen zur Weiterbildung haben die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer einen Lehrgangsbeitrag zu entrichten. Er ist 
unter Berücksichtigung der tatsächlichen Kosten festzusetzen. 

(6) Den Urkunden über die Verleihung der Bezeichnung dürfen 
fremdsprachige Übersetzungen angeschlossen werden, wobei die Benennung des 
Erhalters und des ausstellenden Organs sowie die Bezeichnung selbst nicht zu 
übersetzen sind. 

Lehrgänge zur Weiterbildung 
§ 14a. (1) Die Erhalter sind berechtigt, in den Fachrichtungen der bei ihnen 

akkreditierten Fachhochschul-Studiengänge auch Lehrgänge zur Weiterbildung 
anzubieten. Diese Lehrgänge zur Weiterbildung sind in einer angemessenen Form 
in die hochschulinterne Qualitätssicherung und -entwicklung einzubinden. 

(2) … 
 
 
 
 
 
 
 
 

(3) … 
 
 
 
 

(4) Lehrgänge zur Weiterbildung unterliegen einer Akkreditierung gemäß den 
Bestimmungen des Qualitätssicherungsgesetzes. 
 
 
 

(5) Für den Besuch von Lehrgängen zur Weiterbildung haben die 
Studierenden einen Lehrgangsbeitrag zu entrichten. Er ist unter Berücksichtigung 
der tatsächlichen Kosten festzusetzen. 

(6) … 
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4. ABSCHNITT 
… 

Fachhochschulkollegium 
§ 16. (1) Zur Durchführung und Organisation des Lehr- und 

Prüfungsbetriebes ist an jeder Fachhochschule ein Fachhochschulkollegium 
einzurichten. Dieses hat mindestens zweimal jährlich zusammenzutreten. 

(2) Dem Fachhochschulkollegium gehören die Leiter der an der 
Fachhochschule eingerichteten Fachhochschul-Studiengänge, mindestens acht 
Vertreter des Lehr- und Forschungspersonals sowie Vertreter der Studierenden der 
Fachhochschul-Studiengänge an. Die Vertreter des Lehr- und Forschungspersonals 
werden von diesem gewählt. Die Zahl der Vertreter der Studierenden hat 
mindestens ein Viertel der Zahl der Mitglieder des Fachhochschulkollegiums zu 
betragen; sie werden von den Studierenden der an der Fachhochschule 
eingerichteten Fachhochschul-Studiengänge gewählt. 
 
 
 

(3) Die Aufgaben des Fachhochschulkollegiums sind: 
 1. Wahl des Leiters und seines Stellvertreters auf Grund eines 

Dreiervorschlages des Erhalters; 
 
 2. Antrag an den Erhalter auf Abberufung des Leiters oder dessen 

Stellvertreters bzw. Stellungnahme zu einer diesbezüglichen Absicht des 
Erhalters für den Fall, dass der Leiter (Stellvertreter) seine Amtspflichten 
gröblich verletzt oder vernachlässigt hat oder dass er nicht mehr in der 
Lage ist, seine Amtspflichten zu erfüllen; 

 3. Antragstellung auf Änderungen betreffend akkreditierte Studiengänge an 
den Fachhochschulrat nach Anhörung des Erhalters; 

 4. Antragstellung auf Einrichtung und Auflassung von Studiengängen an den 
Erhalter; 

 5. Antragstellung zum Budget (Investitions-, Sach- und Personalaufwand) an 
den Erhalter; 

 
 6. Vorschläge für die Einstellung von Lehrpersonal an den Erhalter; 
 
 7. Inhaltliche Koordination der Lehrveranstaltungen und Prüfungen; 
 
 8. Evaluierung der Lehr- und Prüfungstätigkeit sowie des Studienplanes und 

der Prüfungsordnung; 
 9. Verleihung akademischer Grade und deren Widerruf sowie die 

Nostrifizierung ausländischer Grade. 
 

3. ABSCHNITT 
 

Kollegium 
§ 15. (1) Zur Durchführung und Organisation des Lehr- und 

Prüfungsbetriebes ist bei jedem Erhalter von Fachhochschul-Studiengängen ein 
Kollegium einzurichten. Dieses hat mindestens zweimal jährlich 
zusammenzutreten. 

(2) Dem Kollegium gehören neben der Leiterin oder dem Leiter des 
Kollegiums und ihrer oder seiner Stellvertretung sechs Leiterinnen oder Leiter  der 
jeweils eingerichteten Fachhochschul-Studiengänge, sechs Vertreterinnen oder 
Vertreter des Lehr- und Forschungspersonals sowie vier Vertreterinnen oder 
Vertreter der Studierenden der Fachhochschul-Studiengänge an. Diese 
Vertretungen im Kollegium werden von den jeweiligen Personengruppen gewählt. 
Sollten weniger als sechs Leiterinnen oder Leiter von Fachhochschul-
Studiengängen zur Verfügung stehen, ist deren Anzahl aus dem Kreis der 
Vertreterinnen oder Vertreter des Lehr- und Forschungspersonals zu ergänzen. Bei 
der Erstellung der Wahlvorschläge für die zu wählenden Vertreterinnen und 
Vertreter sind pro Gruppe nach Möglichkeit mindestens 40% Frauen 
aufzunehmen. 

(3) Die Aufgaben des Kollegiums sind: 
 1. Wahl der Leitung sowie der Stellvertretung auf Grund eines 

Dreiervorschlages des Erhalters. Mit Zustimmung des Kollegiums kann 
dieser Vorschlag auf zwei Personen reduziert werden; 

 2. Antrag an den Erhalter auf Abberufung der Leitung oder der 
Stellvertretung bzw. Stellungnahme zu einer diesbezüglichen Absicht des 
Erhalters für den Fall, dass diese Organe ihre Aufgaben gröblich verletzt 
oder vernachlässigt haben oder nicht mehr in der Lage sind, ihre 
Aufgaben zu erfüllen; 

 3. Antragstellung auf Änderungen betreffend akkreditierte Studiengänge an 
den Erhalter; 

 4. Antragstellung auf Einrichtung und Auflassung von Studiengängen und 
Lehrgängen zur Weiterbildung an den Erhalter; 

 5. Anhörung vor Antrag des Erhalters auf Einrichtung von Studiengängen 
und Lehrgängen zur Weiterbildung an die Agentur für Qualitätssicherung 
und Akkreditierung – Austria; 

 6. Antragstellung zum Budget (Investitions-, Sach- und Personalaufwand) 
an den Erhalter; 

 7. Vorschläge für die Einstellung und Abberufung von Lehr- und 
Forschungspersonal an den Erhalter; 

 8. Inhaltliche Koordination des gesamten Lehrbetriebes; 
 
 9. Evaluierung des gesamten Lehrbetriebes samt Prüfungsordnung und 
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Bezeichnung „Fachhochschule” 
§ 15. (1) Einrichtungen zur Durchführung von Fachhochschul-Studiengängen 

hat der Fachhochschulrat auf Antrag des Erhalters bei Erfüllung der 
Voraussetzungen des Abs. 2 mit Bescheid die Bezeichnung „Fachhochschule“ zu 
verleihen. 

(2) Die Verleihung der Bezeichnung „Fachhochschule“ setzt voraus, dass 
 1. mindestens zwei Studiengänge der beantragten Einrichtung als 

Fachhochschul-Bachelorstudiengang mit darauf aufbauendem 
Fachhochschul-Masterstudiengang oder als Fachhochschul-
Diplomstudiengang akkreditiert sind; 

 2. ein Plan für den Ausbau der betreffenden Einrichtung vorliegt, aus dem 
die Erreichung einer Mindestzahl von 1.000 Studienplätzen innerhalb von 
fünf Jahren glaubhaft gemacht wird; 

 3. eine den Bedingungen des § 16 entsprechende Organisation der 
betreffenden Einrichtung nachgewiesen wird. 

(3) Aus einer Verleihung gemäß Abs. 1 entstehen keine finanziellen 
Rechtsansprüche an den Bund. 

(4) Die zuständige Bundesministerin oder der zuständige Bundesminister ist 
berechtigt, sich über alle Angelegenheiten der Fachhochschulen zu informieren. 
Die Organe der Fachhochschule sind verpflichtet, der zuständigen 
Bundesministerin oder dem zuständigen Bundesminister Auskunft zu erteilen, die 
Unterlagen über die von ihm bezeichneten Gegenstände vorzulegen, von ihm 
angeordnete Erhebungen anzustellen und Überprüfungen an Ort und Stelle 
vornehmen zu lassen. 

(5) Eine Verleihung gemäß Abs. 1 ist zu widerrufen, wenn eine der im Abs. 2 
genannten Voraussetzungen nicht mehr vorliegt. 

Bezeichnung „Fachhochschule” 
§ 16. (1) Einrichtungen zur Durchführung von Fachhochschul-Studiengängen 

hat die Agentur für Qualitätssicherung und Akkreditierung – Austria auf Antrag 
des Erhalters bei Erfüllung der Voraussetzungen des Abs. 2 mit Bescheid die 
Bezeichnung „Fachhochschule“ zu verleihen. 

(2) Die Verleihung der Bezeichnung „Fachhochschule“ setzt voraus, dass 
 1. mindestens zwei Studiengänge der beantragten Einrichtung als 

Fachhochschul-Bachelorstudiengang mit darauf aufbauendem 
Fachhochschul-Masterstudiengang oder als Fachhochschul-
Diplomstudiengang akkreditiert sind; 

 2. ein Plan für den Ausbau der betreffenden Einrichtung vorliegt, aus dem 
die Erreichung einer Mindestzahl von 1.000 Studierenden innerhalb von 
sechs Jahren glaubhaft gemacht wird. 

 
 

(3) Aus einer Verleihung gemäß Abs. 1 entstehen keine finanziellen 
Rechtsansprüche an den Bund. 

(4) Eine Verleihung gemäß Abs. 1 ist zu widerrufen, wenn eine der im Abs. 2 
genannten Voraussetzungen nicht mehr vorliegt. 
 
 
 
 
 

(5) An Fachhochschulen eingerichtete Kollegien führen die Bezeichnung 
„Fachhochschulkollegium“. 

(6) Der Erhalter ist berechtigt, der Leitung  des Fachhochschulkollegiums die 
Verwendung der Bezeichnung „Rektorin“ bzw. „Rektor“ sowie der 
stellvertretenden Leitung des Fachhochschulkollegiums die Verwendung der 
Bezeichnung „Vizerektorin“ bzw. „Vizerektor“ zu gestatten. 

(7) Das Fachhochschulkollegium ist im Einvernehmen mit dem Erhalter 
berechtigt, im Universitätswesen übliche akademische Ehrungen vorzunehmen. 
Die Richtlinien dazu sind durch das Fachhochschulkollegium einvernehmlich mit 
dem Erhalter in einer Satzung festzulegen. 

(8) Der Erhalter kann einvernehmlich der Leitung sowie der stellvertretenden 
Leitung des Fachhochschulkollegiums Aufgaben zur eigenverantwortlichen 
Besorgung übertragen. Diesfalls übernehmen diese Organe die für diese 
Aufgabenbereiche zutreffenden Haftungen. 
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5. ABSCHNITT 
Verfahrensvorschriften 

§ 17. (1) Auf das Verfahren zur Akkreditierung von und zum Entzug der 
Berechtigung zur Führung von Fachhochschul-Studiengängen durch den 
Fachhochschulrat sind das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBl. 
Nr. 51, und das Zustellgesetz, BGBl. Nr. 200/1982, beide in der jeweils geltenden 
Fassung, anzuwenden. Für das Verfahren zur Akkreditierung von Fachhochschul-
Studiengängen beträgt die Entscheidungsfrist abweichend von § 73 Abs. 1 AVG 
neun Monate. 

(2) Gegen Bescheide des Fachhochschulrates ist kein ordentliches 
Rechtsmittel zulässig. 
 
 
 

(3) Die in § 6 Abs. 4 angeführten Personen sind zur gewissenhaften und 
unparteiischen Ausübung ihrer Tätigkeit verpflichtet. Sie haben sich bei Vorliegen 
eines Befangenheitsgrundes nach § 7 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes jeglicher Tätigkeit zu enthalten. Sie sind 
verpflichtet, die ihnen bei Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen 
Tatsachen außer im Falle der Anzeige strafbarer Handlungen, geheim zu halten, 
sie haben sich der Verwertung der ihnen zur Kenntnis gelangten Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse zu enthalten. Diese Pflichten gelten auch nach Beendigung 
ihrer Tätigkeit. 

(4) Für Amtshandlungen des Fachhochschulrates sowie für Amtshandlungen 
der zuständigen Bundesministerin oder des zuständigen Bundesministers in 
Fachhochschulangelegenheiten sind keine Verwaltungsabgaben gemäß § 78 des 
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes zu entrichten. 

4. ABSCHNITT 
Berichtswesen 

§ 17. (1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben ist die Agentur für Qualitätssicherung 
und Akkreditierung - Austria ermächtigt, den Erhaltern von Fachhochschul-
Studiengängen Vorgaben zur Bereitstellung von Informationen über die laufende 
Entwicklung zu machen. 

(2) Die Erhalter haben der Agentur für Qualitätssicherung und 
Akkreditierung – Austria jährlich bis Ende Mai einen Bericht über die 
Entwicklung im abgelaufenen Berichtsjahr vorzulegen, der jedenfalls folgende 
Inhalte umfasst: 

 1. Informationen zu Entwicklungen in den im Qualitätssicherungsgesetz 
definierten Prüfbereichen, 

 2. Darstellung von Änderungen gegenüber dem letzten Bericht bzw. dem 
letzten Akkreditierungsantrag. 

(3) Die Agentur für Qualitätssicherung und Akkreditierung – Austria ist 
ermächtigt, Vorgaben zur Struktur des Berichts zu tätigen. Die Berichte sind von 
den Erhaltern mit Ausnahme der Angabe von Finanzierungsquellen sowie von 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen entsprechend kund zu machen. 
 
 
 
 
 

(4) Die Erhalter haben an statischen Erhebungen zur Bereitstellung von 
Informationen über den Studienbetrieb mitzuwirken.  Entsprechende statistische 
Informationen sind an die Agentur für Qualitätssicherung und Akkreditierung - 
Austria zu übermitteln. 

Vollziehung 
§ 19. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesministerin 

oder der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur betraut. 

Vollziehung 
§ 19. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesministerin 

oder der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung betraut. 
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Inkrafttreten 
§ 20. (1) bis (5) … 

Inkrafttreten 
§ 20. (1) bis (5) … 
(6) § 1, § 2 Abs. 2 und 4, § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 1a, 1b, 2, 3, 3a ,5  und 7, § 4a 

Abs. 2, 4, 6 und 7, § 5 Abs. 1, 2, 3, 3a, 4 und 5, § 12 Abs. 1, 1a, 2 und 3, § 14a 
Abs. 1, 4 und 5, § 15, §§ 15a bis 15k, § 16, § 17, §19, § 20 Abs. 6 und 7, § 21 Abs. 
5 bis 12 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2011, treten mit 
1. Juli 2011 in Kraft.“ 

(7) § 4 Abs. 4, §§ 6 bis 11,  § 13 und § 14 treten mit Ablauf des 30. Juni 2011 
außer Kraft. 

Übergangsbestimmungen 
§ 21. (1) bis (4) … 
(5) Das bereits durch Verordnung verliehene Recht zur Führung der 

Bezeichnung „Fachhochschule“ bleibt unberührt. Für den Widerruf der Verleihung 
gemäß § 15 Abs. 5 ist der Fachhochschulrat zuständig. 
 
 

(6) Bisherige Fachhochschul-Bakkalaureatsstudiengänge und Fachhochschul-
Magisterstudiengänge gelten als Fachhochschul-Bachelorstudiengänge und 
Fachhochschul-Masterstudiengänge gemäß § 3 Abs. 2 Z 2, bisherige 
Bakkalaureatsarbeiten gelten als Bachelorarbeiten gemäß § 3 Abs. 2 Z 6. 

Übergangsbestimmungen 
§ 21. (1) bis (4) … 
(5) Das bereits durch Verordnung oder durch Bescheid des 

Fachhochschulrates verliehene Recht zur Führung der Bezeichnung 
„Fachhochschule“ bleibt unberührt. Für den Widerruf der Verleihung gemäß § 16 
Abs. 5 ist die Agentur für Qualitätssicherung und Akkreditierung – Austria 
zuständig. 

(6) Bisherige Fachhochschul-Bakkalaureatsstudiengänge und Fachhochschul-
Magisterstudiengänge gelten als Fachhochschul-Bachelorstudiengänge und 
Fachhochschul-Masterstudiengänge gemäß § 3 Abs. 2 Z 2, gemäß § 3 Abs. 2 Z 6 
gelten bisherige Bakkalaureatsarbeiten als Bachelorarbeiten sowie an 
Fachhochschul-Masterstudiengängen verfasste Diplomarbeiten als Masterarbeiten. 

(7) Kollegien sind spätestens mit Ablauf des 31. Dezember 2011 
einzurichten. Bis zur Einrichtung der Kollegien bleibt der Fachhochschulrat, an 
Fachhochschulen das Fachhochschulkollegium, für die Verleihung der 
akademischen Grade sowie für Nostrifizierungen zuständig. Den Bestimmungen 
des § 16 entsprechende Fachhochschulkollegien sind spätestens mit Ablauf des 31. 
Dezember  2011 neu einzurichten. 

(8) Die zum 30. Juni 2011 beim Fachhochschulrat anhängigen Verfahren sind 
nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 2/2008, längstens jedoch bis zum Ablauf des 31. 
Dezember 2011, weiterzuführen. Für bis zum 31. Dezember 2011 durch den 
Fachhochschulrat nicht abgeschlossene Verfahren geht die Kompetenz an die 
Agentur für Qualitätssicherung und Akkreditierung – Austria über. 

(9) Bis zum Ablauf des 30. Juni 2011 sind Studienpläne gemäß § 14a Abs. 2 
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und 3 vor der Einrichtung von Lehrgängen zur Weiterbildung von den Erhaltern 
dem Fachhochschulrat zu übermitteln. Der Fachhochschulrat hat die Einrichtung 
innerhalb von drei Monaten ab Einlangen in der Geschäftsstelle des 
Fachhochschulrates bescheidmäßig zu untersagen, wenn die Voraussetzungen 
gemäß Abs. 1 bis 3 nicht vorliegen. 

(10) Mitglieder des Fachhochschulrates, deren Bestellungsdauer vor dem 31. 
Dezember 2011 endet, gelten bis zum Ablauf des 31. Dezember 2011 als weiter 
bestellt. Die Funktionsperiode der Mitglieder des Fachhochschulrates endet 
jedenfalls mit Ablauf des 31. Dezember 2011. 

(11) Die zum 30. Juni 2011 gewählten Jahrgangsvertreterinnen und 
Jahrgangsvertreter üben ihre Funktionsperiode entsprechend der Wahl aus. 

(12) Für die am 1. Juli 2011 bestehenden Erhalter mit akkreditierten 
Fachhochschul-Studiengängen, die bereits eine institutionelle Evaluierung positiv 
durchlaufen haben, ist kein Verfahren gemäß § 18 Abs. 2 QSG erforderlich. Die 
Agentur für Qualitätssicherung und Akkreditierung – Austria hat eine unbefristete 
Akkreditierung gemäß § 18 Abs. 6 QSG mit Bescheid auszusprechen. Diese 
Erhalter haben binnen sechs Jahren ab Ausstellung des Bescheides das erste Audit 
gemäß § 16 QSG durchzuführen. 
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